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Anreize zur Proliferation in 

einem „Zeitalter der Nuklear­

waffen“ 

In seiner Rede zur nuklearen Abschreckung 
auf der Île Longue kündigte der französische 
Präsident Emmanuel Macron an, dass „das 
nächste halbe Jahrhundert ein Zeitalter der 
Nuklearwaffen sein wird“1.

Die Nuklearwaffenstaaten (NWS) stützen 
sich zunehmend auf Nuklearwaffen, um den 
aktuellen Herausforderungen des strategi-
schen Umfelds zu begegnen. In den letzten 
Jahren haben sie die Rolle der atomaren Ab-
schreckung in ihren jeweiligen Sicherheits-
strategien nochmals bekräftigt und massiv in 
die Modernisierung ihrer Nuklearstreitkräfte 
investiert. Dieser Trend ist jedoch auch bei 
den Nichtnuklearwaffenstaaten (NNWS) zu 
beobachten. In Südkorea, der Türkei, Saudi-
Arabien, Polen, Deutschland und der Ukraine, 
um nur einige zu nennen, haben die politisch 
Verantwortlichen mehr oder weniger deutlich 
erklärt, dass der Besitz von Nuklearwaffen der 
Sicherheit ihrer Länder dienen könnte.

Vor diesem Hintergrund scheinen der inter-
nationale normative Rahmen und insbeson-
dere der Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen (NVV) ein schwacher Schutz 
gegen die Versuchung zu sein, sich nuklear zu 
bewaffnen. Seit Beginn dieses Jahrhunderts 
wird regelmäßig attestiert, dass sich dieses 
Instrument in der Krise befindet, auch wenn 
es seine Widerstandsfähigkeit weiterhin unter 
Beweis stellt. So hat sich bis heute lediglich 
Nordkorea aus dem Vertrag zurückgezogen, 
um sich zu einer Atommacht zu entwickeln. 
Dennoch schaffen insbesondere in Ostasien, 
im Nahen Osten sowie in Europa strategischer 
Wettbewerb zwischen den Mächten, regionale 
Konflikte sowie ein dysfunktionaler Multilate-
ralismus Anreize für die Aufnahme nationaler 
Nuklearprogramme.

In diesem Kontext bleibt die Stärke dieser 
Norm ein wichtiger Faktor, um Staaten davon 
zu überzeugen, NNWS zu bleiben. Es gibt je-
doch auch andere Faktoren, die Staaten von 
der Proliferation abhalten, wie beispielsweise 
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die Zugehörigkeit zu einem Bündnis mit nu-
klearen Sicherheitsgarantien, die Angst vor 
internationaler Isolation sowie die Furcht vor 
militärischen Vergeltungsmaßnahmen oder 
hohen wirtschaftlichen Kosten – sowohl direk-
ter als auch indirekter Natur. Diese Motivatio-
nen müssen vor dem Hintergrund der aktuel-
len Krise des Multilateralismus, der Zweifel an 
der Glaubwürdigkeit der US-Sicherheitsgaran-
tien und der Entstehung neuer Sicherheits-
architekturen, insbesondere in Europa, neu 
bewertet werden. 

Die Wiederbelebung nuklearer 

Abschreckung

Die Bekräftigung des Nuklearstatus 

durch die Großmächte

Im Februar 2007 brachte Wladimir Putin Russ-
lands Unzufriedenheit mit der internationalen 
Ordnung nach dem Kalten Krieg zum Aus-
druck und prangerte die seiner Ansicht nach 
ungerechte Behandlung seines Landes sowie 
die hegemonialen Bestrebungen des Westens 
an. Im darauffolgenden Jahr zeigte der Krieg 
in Georgien Russlands Entschlossenheit, mit 
Gewalt eine gewisse Form der Kontrolle über 
die ehemaligen Sowjetrepubliken aufrecht-
zuerhalten. Mit der ersten Krise in der Ukraine 
in den Jahren 2014 bis 2015 (Annexion der 
Krim und Konflikt im Donbass) wurde deut-
lich, dass Russlands Interventionismus die 
Grundlagen der europäischen Sicherheit in-
frage stellen könnte. Russland demonstrierte 
seine Absicht, eine Politik der „aggressiven Ab-
schirmung“ mit einer starken nuklearen Kom-
ponente zu verfolgen, um die Grenzen eines 
souveränen europäischen Staates zu seinem 
eigenen Vorteil zu verändern. 

In Asien gibt es zwar konzeptionelle Debat-
ten darüber, ob China eine revisionistische 
oder eine revolutionäre Macht ist, doch es 
stellt sich eindeutig gegen die internationale 
Ordnung im Indopazifik, die nach dem Kalten 
Krieg entstand. Die Hauptspannungsfelder 
sind Taiwan, aber auch das Südchinesische 
Meer sowie die Landgrenze zu Indien. Allge-
meiner kann man sagen, dass China ausdrück-
lich danach strebt, den Einfluss der Vereinig-

ten Staaten in Asien zu verringern und sich als 
weltweit führende Supermacht zu etablieren. 
Während die chinesischen Entwicklungen im 
Nuklearbereich seit den 1960er-Jahren eher 
unbedeutend waren, wurden in den letzten 
Jahren rasante Fortschritte erzielt, was darauf 
hindeutet, dass Peking bestrebt ist, sich kurz- 
bis mittelfristig als führende Atommacht zu 
etablieren.

Während im sogenannten zweiten Nuk-
learzeitalter (vom Ende des Kalten Krieges 
bis 2014, wobei die Einteilung in Nuklearzeit-
alter umstritten ist) bestimmte Akteure als 
Abweichler von der internationalen Ordnung 
galten und als „Proliferationsstaaten“ bezeich-
net wurden, sind sie durch den Ausbau ihrer 
Nuklearstreitkräfte nun selbst zu Faktoren in 
der Abschreckungsgleichung avanciert. So 
betrachten westliche Militärs Nordkorea trotz 
der fehlenden diplomatischen Anerkennung 
seines Nuklearstatus nicht mehr einfach als 
ein Proliferationsproblem, sondern bemühen 
sich um die Entwicklung von Abschreckungs-
strategien. Tatsächlich hat die von Nordko-
reas Nuklearstrategie ausgehende Bedrohung 
erhebliche Auswirkungen auf die gesamte 
Verteidigungsarchitektur im indopazifischen 
Raum. Dies gilt auch für das Verhältnis zwi-
schen Indien und Pakistan, deren nukleare Ri-
valität weit über den indischen Subkontinent 
hinausreicht. Indien steht nämlich zugleich im 
strategischen Wettbewerb mit China; die Ent-
scheidungen der indischen Regierung in Be-
zug auf seine nuklearen Kapazitäten spiegeln 
zum Teil also auch die übergeordnete regiona-
le Dynamik wider. 

Aufstockung der Waffenarsenale

Das derzeitige Phänomen der „nuklearen 
Wiederaufrüstung“ geht weit über herkömm-
liche Modernisierungsbemühungen hinaus. 
Es zeichnet sich durch die Einführung neuer 
Fähigkeiten aus, die wahrscheinlich zu einer 
stärkeren Abhängigkeit von Nuklearstreitkräf-
ten führen werden, aber auch durch einen 
starken Ausbau mehrerer Arsenale.

Der eindeutigste Fall ist China: Seit den 
1990er-Jahren hat China sein Arsenal schritt-
weise ausgebaut und gleichzeitig diversifiziert 
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(Entwicklung einer seegestützten Komponen-
te). In den letzten Jahren hat sich das Wachs-
tum dann deutlich beschleunigt. Im Jahr 2021 
teilte das Pentagon dem Kongress mit, dass 
sich Chinas Arsenal bis 2025 voraussichtlich 
verdoppeln werde. Im Dezember 2025 erklärte 
das Pentagon, dass China bis zum Ende des 
Jahrzehnts aller Wahrscheinlichkeit nach über 
ein Arsenal von mehr als 1000 Atomspreng-
köpfen verfügen werde.2 Diese Entwicklungen 
werfen Zweifel an der Bereitschaft der chinesi-
schen Regierung auf, an der offiziellen Haltung 
der minimalen Abschreckung und einer Stra-
tegie der Vergeltung festzuhalten.

Auf russischer Seite wurden in den 2000er-
Jahren umfangreiche Modernisierungspro-
gramme auf den Weg gebracht, um die aus der 
Sowjetzeit stammenden Systeme zu ersetzen. 
Die meisten dieser Programme führten nicht 
zu Änderungen der Strategie oder des strate-
gischen Gleichgewichts, da sie mit dem Abzug 
älterer Waffen einhergingen. Russlands Nicht-
einhaltung des INF-Vertrags ermöglichte je-
doch die Entwicklung eines potenziell doppelt 
nutzbaren Systems (das sowohl nukleare als 
auch konventionelle Sprengköpfe tragen kann) 
für zuvor verbotene Reichweiten (zwischen 500 
und 5500 km). Außerdem erklärte Wladimir 
Putin 2018 seine Absicht, das Land mit neuen 
Fähigkeiten auszustatten, die oft als „exotisch“ 
bezeichnet werden, da sie die älteren Systeme 
nicht ersetzen und zudem vollkommen neu-
artige Raketentypen umfassen – etwa die von 
Russland als hyperschallfähig bezeichnete 
luftgestützte ballistische Rakete „Kinschal“, die 
zwar derzeit als konventionelle Waffe (für An-
griffe in der Ukraine) eingesetzt wird, jedoch 
als nuklearfähig gilt. Auch der auf Geschwin-
digkeit und Präzision ausgelegte Hyperschall-
Marschflugkörper „Zirkon“ wurde vermutlich in 
einer nuklearen und konventionellen Variante 
entwickelt. Zudem sind zwei weitere Systeme 
angekündigt, die sich derzeit noch in der Ent-
wicklung befinden: die Unterwasserdrohne 
„Poseidon“ und der nukleargetriebene Marsch-
flugkörper „Burewestnik“ 9M730 (dieser geht 
wahrscheinlich als Letztes in Betrieb). Zusätz-
lich gibt die Entscheidung Russlands, Nuklear-
waffen auf belarussischem Territorium zu sta-
tionieren, durchaus Anlass zur Sorge.

Bislang haben die Vereinigten Staaten noch 
nicht beschlossen, ihr Nuklearwaffenarsenal 
aufzustocken, doch mit dem Auslaufen des 
New-START-Vertrags im Februar 2026 entfällt 
die rechtliche Beschränkung hierfür – und die 
strategische Fachwelt sieht dies zunehmend 
als notwendig an. So empfahl die überpar-
teiliche Expertengruppe Strategic Posture 
Commission im Jahr 2023, die Möglichkeit 
offenzuhalten, zusätzliche Nuklearwaffen auf 
bestehenden Plattformen aufzustocken oder 
sogar neue Programme aufzulegen.3 Es sei 
darauf hingewiesen, dass sich nicht nur die 
Großmächte für eine Erweiterung ihrer Arse-
nale entschieden haben: Das Vereinigte Kö-
nigreich kündigte im Jahr 20214 ebenfalls eine 
Aufstockung seines Bestands an, Frankreich 
folgte im März 2026.5 

Zunehmende Unsicherheit des 

Nonproliferationsregimes

Die ungelösten Krisen der 

Nonproliferation 

Der NVV hat sich bei der Eindämmung der Pro-
liferation von Nuklearwaffen größtenteils als 
wirksam erwiesen. Dennoch zeigt sich verein-
zelt, dass multilaterale nukleare Regulierun-
gen einen entschlossenen Staat nicht immer 
von der Verfolgung eines Atomwaffenpro-
gramms abhalten können. So trat Nordkorea 
2003 unter umstrittenen Umständen aus dem 
NVV aus und hat seitdem trotz Sanktionen und 
internationaler Verurteilung ein ehrgeiziges 
Programm entwickelt. Viele Staaten unterstüt-
zen erklärtermaßen weiterhin die diplomati-
schen Bemühungen um eine „Entnuklearisie-
rung“ Nordkoreas. Allerdings erscheint dieses 
Ziel zunehmend unrealistisch, da Pjöngjang 
an der nuklearen Abschreckung zum Schutz 
der eigenen Sicherheit festhält.

Auch das in den 1970er-Jahren aufgesetz-
te Nuklearwaffenprogramm Irans hatte jahr-
zehntelange diplomatische Bemühungen, 
aktive Maßnahmen zur Nonproliferation (ein-
schließlich Sanktionen, Sabotage und Atten-
tate) sowie zwei Militäroperationen zur Folge. 
Dennoch hat all dies möglicherweise Tehe-
rans Überzeugung sogar noch bestärkt, dass 
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es zur Sicherung der eigenen Macht nukleare 
Fähigkeiten benötigt. Während ein Teil der Ka-
pazitäten entweder übergeben oder zerstört 
wurde, stellen die verbleibenden Bestände an 
Nuklearmaterial sowie die Unsicherheit be-
züglich des Programms weiterhin einen desta-
bilisierenden Faktor in der Region dar.

Internationales Regime unter Druck 

Angesichts zunehmender Spannungen und 
der Tatsache, dass sich die Atommächte im-
mer stärker auf ihre nuklearen Kapazitäten 
stützen, geraten die internationalen Regelun-
gen zur Eindämmung der Proliferation und zur 
Regulierung des nuklearen Wettstreits zuneh-
mend unter Druck. Rüstungskontrollabkom-
men kollabieren und die Arsenale wachsen 
wieder – entgegen dem Trend, der mit dem 
Ende des Kalten Krieges einherging. Im Rah-
men des NVV wird dies von den meisten NNWS 
als äußerst negativ wahrgenommen: Der soge-
nannte Grand Bargain der nuklearen Ordnung 
wird nicht mehr eingehalten. Tatsächlich ver-
pflichtet Artikel VI des NVV die Vertragspar-
teien, „in redlicher Absicht Verhandlungen zu 
führen über wirksame Maßnahmen zur Be-
endigung des nuklearen Wettrüstens in naher 
Zukunft und zur nuklearen Abrüstung“. Seit 
mehr als einem Jahrzehnt wurde kein Rüs-
tungskontrollabkommen mehr ausgehandelt 
und bestehende Abkommen sind entweder 
ausgelaufen oder gescheitert. Maßnahmen 
wie der Vertrag über ein umfassendes Verbot 
von Nuklearversuchen (CTBT) oder Entwurf 
eines Vertrags zum Verbot der Produktion von 
spaltbarem Material für Nuklearwaffen sind 
nicht in Kraft getreten oder noch nicht einmal 
verabschiedet worden. Geopolitische Span-
nungen zwischen den NWS machen es un-
möglich, greifbare Abrüstungsfortschritte zu 
erzielen. Frustriert von diesem Stillstand, ver-
handelte eine Gruppe von NNWS im Jahr 2017 
den Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) und ver-
abschiedete ihn. Die Meinungsverschieden-
heiten im Zusammenhang mit dieser Initiati-
ve verdeutlichen die Spaltung innerhalb der 
internationalen Gemeinschaft in Fragen des 
Wertes von Nuklearwaffen und der Risiken, die 
sie für die globale Sicherheit darstellen.

Diese Pattsituation beim Thema Abrüstung 
schwächt auch die anderen Säulen des NVV. 
In Bezug auf die Proliferation von Nuklear-
waffen kommen einige Länder nicht nur ihren 
Verpflichtungen nicht nach, sondern werden 
durch andere NWS sogar dabei unterstützt, 
indem diese gegen die vom UN-Sicherheits-
rat festgelegten Vorschriften sowie die Export-
kontrollregelungen verstoßen. Schlussendlich 
macht der gezielte Beschuss ziviler kerntech-
nischer Anlagen im Rahmen militärischer 
Operationen Verpflichtungen zur friedlichen 
Nutzung der Kernenergie und zur nuklearen 
Sicherheit unglaubwürdig.

Ist die Proliferation von 

Nuklearwaffen unabwendbar?

Nukleare Abschreckung als 

ultimative Sicherheitslösung?

Nach Auflösung der UdSSR gehörte die Uk-
raine zu den Sowjetrepubliken, in denen Nuk-
learwaffen stationiert waren. Wie Belarus und 
Kasachstan erklärte die Ukraine sich bereit, 
die Bestände an Russland zu übergeben. Im 
Gegenzug garantierte das 1994 von Russland, 
den Vereinigten Staaten sowie dem Vereinig-

ten Königreich unterzeichnete Budapester 
Memorandum die territoriale Integrität der 
Ukraine. Frankreich, die andere westliche 
Nuklearmacht, vollzog diesen Schritt in einer 
separaten Erklärung. Russlands Annexion der 
Krim im Jahr 2014 stellte einen klaren Ver-
stoß gegen diese multilaterale Verpflichtung 
dar. Doch die Ukraine und die internationa-
le Gemeinschaft waren nicht in der Lage, die 
territoriale Integrität des Landes zu schützen. 
Diese Tatsache zeigt, dass ein NNWS den 
Aggressionen einer Atommacht weiterhin 
ausgeliefert ist und grundsätzlich von deren 
Wohlwollen abhängig bleibt. Die groß ange-

Seit mehr als einem Jahrzehnt wurde kein 

Rüstungskontrollabkommen mehr aus-

gehandelt und bestehende Abkommen sind 

entweder ausgelaufen oder gescheitert



44 ETHIK UND MILITÄR 01/26ETHIKUNDMILITAER.DE

EUROPAS SICHERHEIT IM WANDEL DER WELTORDNUNG

legte Invasion von 2022 hat diese Wahrneh-
mung noch untermauert. Weitere Staaten, die 
ebenfalls auf Nuklearwaffen verzichtet haben 
– freiwillig, unter Zwang oder unter anderen 
Umständen – wurden ebenfalls angegriffen 
und erlebten in der Folge den Sturz ihrer Re-
gierungen (Irak im Jahr 2003 und Libyen im 
Jahr 2011 sowie in gewissem Maße auch der 
Iran in den Jahren 2025 und 2026). Staaten 
wie Nordkorea schlussfolgern daraus, dass es 
sie in hohem Maß verwundbar machen wür-
de, das eigene Nuklearpotenzial aufzugeben. 
Auch wenn diese Auslegung anfechtbar ist, 
findet sie immer größeren Rückhalt – und so 
werden die Grundsätze, auf denen das inter-
nationale Nonproliferationsregime beruht, in-
frage gestellt.

Anreize zu nuklearer Aufrüstung in 

verschiedenen Regionen

In diesem Zusammenhang denken immer 
mehr Staaten über ein eigenes Nuklearwaffen-
programm nach. Auf dem asiatischen Konti-
nent gab es in Südkorea in der Vergangenheit 
immer wieder Überlegungen, für die eigene 

Sicherheit zunehmend auf Nuklearwaffen zu 
setzen. Dies führte nicht nur zu Forderungen 
nach einer erneuten Stationierung von US-
Nuklearwaffen auf der Halbinsel, sondern 
auch zu einer Diskussion darüber, ob Seoul 
eigene Nuklearwaffen entwickeln sollte. Diese 
Debatte hat sich in den letzten Jahren intensi-
viert, was die ernsthafte Besorgnis Südkoreas 
über das Verhalten seines nördlichen Nach-
barn und die Verlässlichkeit der US-amerika-
nischen Unterstützung zeigt.6 Überraschen-
derweise überdenkt nun sogar Japan seine 
Position zu Nuklearwaffen. So wird derzeit 
diskutiert, ob die 1967 verabschiedeten drei 
Prinzipien des Nuklearwaffenverzichts – also 
die Selbstverpflichtung, Nuklearwaffen weder 

zu besitzen noch herzustellen oder auf dem 
eigenen Staatsgebiet bzw. in den eigenen Ho-
heitsgewässern zu stationieren – überdacht 
werden sollten.7 Die Äußerung eines Regie-
rungsvertreters, Japan könne möglicherweise 
vom Besitz eigener Nuklearstreitkräfte profi-
tieren, stellte 2025 einen weiteren Schritt in 
diese Richtung dar – auch wenn sie sofort de-
mentiert wurde.8

Auch in Europa wurden in den letzten Jah-
ren unerwartet Forderungen nach einer nuk-
learen Aufrüstung laut, getrieben von ähnli-
chen Faktoren: dem wachsenden Gefühl der 
Bedrohung und dem schwindenden Vertrau-
en in den nuklearen Schutzschirm der USA.9 
Während der ersten Amtszeit von Donald 
Trump diskutierte in Deutschland vor allem 
die Presse, ob das Land ein eigenes Nuklear-
programm entwickeln sollte. Trumps Wieder-
wahl hat diese Debatte neu entfacht. In Polen 
ist die Offenheit für solche Vorschläge noch 
deutlich größer, vor allem unter gewählten 
Politikern. In einer Rede vor dem Sejm im Jahr 
2025 erklärte Ministerpräsident Tusk, Polen 
solle die Entwicklung nichtkonventioneller 
Waffen in Betracht ziehen, während Präsident 
Karol Nawrocki zweideutig erklärte, das Land 
solle sich „dem Nuklearprojekt anschließen“.10 
Selbst in Schweden und anderen skandinavi-
schen Ländern, in denen die Öffentlichkeit in 
der Vergangenheit eher allergisch auf das The-
ma Nuklearwaffen reagierte, haben Kolumnis-
ten und ehemalige Amtsträger in jüngerer Zeit 
die Entwicklung eigener Nuklearwaffen vorge-
schlagen.11

Im Nahen Osten hat die iranische Atomkri-
se Öl ins Feuer gegossen und Besorgnis aus-
gelöst, ob auch weitere Mächte in der Region 
bereit und in der Lage seien, ihre nuklearen 
Fähigkeiten auszubauen. Insbesondere die 
Äußerungen von Mohammed bin Salman 
aus den Jahren 2018 und 2021 deuten darauf 
hin, dass Saudi-Arabien „nachziehen“ wird, 
sollte es Teheran gelingen, eine Atombombe 
zu entwickeln.12 Angesichts der zweideutigen 
Äußerungen von Präsident Erdoğan über die 
Unzumutbarkeit des Nonproliferationsre-
gimes könnte auch die Türkei ein Kandidat für 
den Aufbau eines eigenen Nuklearwaffenpro-
gramms sein.13

Auch in Europa wurden in den letzten Jahren 

unerwartet Forderungen nach einer nuklearen 

Aufrüstung laut, getrieben von dem wachsenden 

Gefühl der Bedrohung und dem schwindenden 

Vertrauen in den nuklearen Schutzschirm der USA
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Optionen für die Eindämmung 

nuklearer Proliferation im 

Nuklearzeitalter

Die Kraft der Normen

Ist der NVV immer noch bindend?
Bis heute ist der NVV eines der meistratifizier-
ten Abkommen weltweit. Die Vertragsstaaten 
bekräftigen auf den Überprüfungskonferen-
zen regelmäßig ihre Unterstützung für die 
dem NVV zugrunde liegenden Prinzipien. Zwar 
heben viele NNWS die Schwachstellen des Ver-
trags hervor (etwa den ungleichen Status der 
Staaten und mangelnde Fortschritte bei der 
Abrüstung), doch bestreiten nur wenige die 
Notwendigkeit sicherzustellen, dass der Groß-
teil der internationalen Gemeinschaft keine 
Nuklearwaffen besitzt. Diese Unterstützung 
spiegelt sich in zusätzlichen Verpflichtungen 
der Vertragsstaaten wider, beispielsweise der 
Einrichtung atomwaffenfreier Zonen oder der 
Ratifizierung des AVV.

Dieser weitreichende und dauerhafte Ver-
zicht auf Nuklearwaffen als strategische Option 
lässt sich bis zu einem gewissen Grad durch die 
konstruktivistische Theorie erklären.14 Diese 
Denkschule betont die Rolle von Normen und 
das Interesse der Staaten an der Erarbeitung 
von Normen, die mit der nationalen Identität 
und den eigenen Werten im Einklang stehen. 
Unabhängig vom ursprünglichen Erwägungs-
grund der Staaten für den Beitritt zum NVV ist 
der Status als NNWS in vielen Fällen zu einem 
festen Bestandteil der nationalen Identität 
geworden. In diesem Fall geht es nicht mehr 
darum, inwieweit der Verzicht auf Nuklearwaf-
fen ausschließlich „objektiven“ nationalen In-
teressen dient, da die Einhaltung der eigenen 
Normen und deren internationale Förderung 
ein separates, zusätzliches Anliegen darstel-
len. Die selbst gewählte Identität als NNWS 
hat Einfluss auf die Sicherheitswahrnehmung 
eines Akteurs und damit auf sein politisches 
und strategisches Kalkül. Ob aus Konformität, 
aufrichtiger Überzeugung oder Identifikation 
mit einer Gruppe – die Staatsoberhäupter be-
stimmter Länder bringen den in ihrer Gesell-
schaft bestehenden Konsens bezüglich der 
Nonproliferation zum Ausdruck und erheben 

die eigene nationale Präferenz zu einer kol-
lektiven. In der Folge binden das Prinzip der 
Kontinuität sowie eine sich herausbildende 
Rhetorik der Überzeugung die Akteure oft an 
ihre Selbstverpflichtung, kein eigenes Nuklear-
programm zu starten.

Nonproliferation aus rationalen Erwägungen
Die Nonproliferationsnorm ist jedoch vor al-
lem mit der kollektiven, pragmatischen Über-
zeugung verbunden, dass alle Nationen ein 
grundlegendes Interesse daran haben, die Ver-
breitung von Nuklearwaffen zu verhindern. Die-
se Norm entstand in einer Zeit geopolitischer 
Instabilität. Als 1958 die wegweisende „Irische 
Resolution“ eingebracht wurde, die als Vorläu-
fer des NVV gilt, gab es reichlich Spannungen: 

Die Berlin-Krise spitzte sich zu, Fidel Castros 
Machtübernahme in Kuba veränderte die regio-
nale Dynamik und sowohl die Vereinigten Staa-
ten als auch die Sowjetunion führten Dutzende 
atmosphärischer Nuklearwaffentests durch. In 
dieser Zeit gab es zahlreiche aktive Prolifera-
tionsprogramme, und es kam immer wieder zu 
nuklearen Unfällen. Die Logik der Nonprolifera-
tionsbewegung entstand aus einer Notwendig-
keit heraus: Die internationale Gemeinschaft 
erkannte, dass der einzige Weg zu tatsächlicher 
Abrüstung über ein Ende des Ausbaus der Nu-
klearwaffenarsenale und der riskanten Tests 
führte. Die Annahme war: Auch wenn einzelne 
Staaten selbst weiterhin Nuklearwaffen erwer-
ben könnten, wäre die Sicherheit der Staaten-
gemeinschaft insgesamt beeinträchtigt, wenn 
eine große Anzahl von Staaten eigene Nuklear-
programme starten würde. Es erschien somit 
vernünftig, sich auf Beschränkungen zu einigen, 
die für alle gelten sollten. Dieser historische 
Kontext spiegelt die heutige Zeit wider, in der 
die Nonproliferation nach wie vor ein gemeinsa-
mes Anliegen darstellt, das über regionale oder 
nationale Interessen hinausgeht. 

Die Nonproliferationsnorm ist vor allem  

mit der kollektiven, pragmatischen Überzeugung 

verbunden, dass alle Nationen ein grund- 

legendes Interesse daran haben, die Verbreitung 

von Nuklearwaffen zu verhindern
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Politik und Druck von  

Verbündeten

Die Kosten eigener Nuklearprogramme
Sowohl normativer Druck als auch rationale 
nationale Interessen bringen Staaten dazu, 
dauerhaft auf Nuklearwaffen zu verzichten. 
Kurzfristig gesehen spielt außerdem die Angst 
vor den Kosten eine wichtige Rolle. Bei Ver-
tragsverletzungen oder Austritt aus dem NVV 
erfolgt automatisch ein Verweis an den UN-Si-
cherheitsrat. Stellt dieser das Vorliegen einer 
„Bedrohung des Friedens“ fest, kann er ge-
mäß Kapitel VII der Charta der Vereinten Na-
tionen erforderliche Maßnahmen ergreifen. 
Aus diesem Grund wurden Nordkorea und der 
Iran vom UN-Sicherheitsrat für ihre nuklea-
ren Aktivitäten mit harten Sanktionen belegt. 
Dennoch liegt auf der Hand, dass der Sicher-
heitsrat als politisches Gremium keine Ent-
scheidungen gegen das Veto eines ständigen 
Mitglieds treffen kann.

Logischerweise hat die Proliferation von 
Nuklearwaffen Auswirkungen auf die interna-
tionale Zusammenarbeit im Nuklearbereich: 
Eine solche Zusammenarbeit ist nicht mehr 
vorstellbar, wenn die Sicherungsmaßnahmen 
der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion (IAEO) nicht mehr eingehalten werden.

Im Laufe der Jahre haben viele Staaten eine 
Reihe gesetzlicher Maßnahmen ergriffen, die 
darauf abzielen, Drittstaaten von Aktivitäten 
im Zusammenhang mit der Proliferation von 
Nuklearwaffen abzuhalten. Insbesondere in 
den Vereinigten Staaten bewirkt das soge-
nannte Glenn Amendment (22 USC 2799aa-
1(b)) die Aussetzung von Handelsaktivitäten, 
militärischer Hilfe und Entwicklungshilfe ge-
genüber einem Staat, der im Verdacht steht, 

die Entwicklung oder den Erwerb einer Nukle-
arwaffe anzustreben. Der Arms Export Control 
Act (22 USC 2753(f)) verbietet Rüstungsexporte 
in einen Staat, der gegen seine internationa-
len Nonproliferationsverpflichtungen versto-
ßen hat. Der Foreign Assistance Act (22 USC 
2429a-2) verbietet die Gewährung von Hilfe 
an jeden NNWS, der nach Einschätzung des 
Präsidenten sein umfassendes Sicherungsab-
kommen mit der IAEO beendet, aufgekündigt 
oder wesentlich verletzt hat.

In Europa sind die Vertragsstaaten des Eura-
tom-Vertrags an die Grundsätze zur Umset-
zung von Artikel III des NVV gebunden. Darüber 
hinaus verlangt Euratom in seinen bilateralen 
Abkommen mit Drittstaaten als Voraussetzung 
für Transfers, dass der Empfängerstaat in der 
Lage ist, seine Sicherungsabkommen oder so-
gar das IAEO-Zusatzprotokoll im Einklang mit 
dem NVV umzusetzen.

Die Europäische Union hat in diesem Zu-
sammenhang allgemeine Rechtsinstrumente 
verabschiedet, mit denen sie ihre Unterstüt-
zung für den NVV und sein Regime bekräftigt. 
Gemäß Verordnung (EG) Nr. 428/2009 können 
gemäß den von den Mitgliedstaaten unter-
zeichneten Rüstungskontrollverträgen und 
-abkommen Genehmigungen oder Verbote 
für die Weitergabe sensibler Materialien oder 
Technologien davon abhängig gemacht wer-
den, ob der Empfänger die entsprechenden 
internationalen Verträge ratifiziert hat oder 
nicht.

Sofern ein Staat, der sich nuklear bewaffnet, 
nicht nahezu autark agiert, würde er unwei-
gerlich in einer Vielzahl von Bereichen erheb-
liche wirtschaftliche Folgen tragen müssen. 
Diese Auswirkungen könnten allerdings durch 
die Unterstützung einer Großmacht erheblich 
abgemildert werden, sollte diese Maßnahmen 
im Sicherheitsrat blockieren, Ausfuhrkontroll-
regelungen ignorieren oder beschließen, sogar 
ihre eigenen Gesetze zu umgehen oder anzu-
passen. So war die Unterstützung Chinas und 
neuerlich auch Russlands für Nordkorea von 
entscheidender Bedeutung und hat die Aus-
wirkungen internationaler Sanktionen weit-
gehend ausgehebelt. Durch diese inoffizielle 
Unterstützung ist die Vorstellung entstanden, 
unter dem Schutz der Vereinigten Staaten sei 
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eine „geduldete Proliferation unter Verbünde-
ten“ („friendly proliferation“) denkbar.

Gibt es „friendly proliferation“?
Die Hoffnung, insbesondere die Vereinigten 
Staaten könnten Verbündete schützen, die 
den Erwerb von Nuklearwaffen erwägen, hat 
eine Debatte über das genannte Konzept an-
geheizt. Unter Konservativen in Washington 
und bisweilen auch in Kreisen der Trump-Re-
gierung wird zum Teil die Ansicht vertreten, es 
könnte für Washington von Vorteil sein, Ver-
bündeten oder Partnern die Entwicklung eige-
ner nuklearer Kapazitäten zu gestatten, da dies 
den Vereinigten Staaten ermöglichen würde, 
Ressourcen für ihre eigene Verteidigung zu 
sparen und ihr strategisches Risiko zu begren-
zen.15 Diese Idee wurde beispielsweise auch 
im Fall Südkoreas als der effizienteste Weg 
zur Abschreckung nuklear bewaffneter Gegner 
vertreten.16 Tatsächlich ist kaum vorstellbar, 
dass die Vereinigten Staaten eine Proliferation 
– vor allem in Europa – tolerieren würden. Bis 
heute haben die USA, jedoch auch Russland 
oder China, gelegentlich die Proliferation ihrer 
Verbündeten wissentlich ignoriert, standen 
der Entstehung neuer Nuklearwaffenstaaten 
jedoch eher ablehnend gegenüber, da die-
se als potenzielle Schwächung ihrer eigenen 
Macht und als Erhöhung strategischer Risiken 
angesehen wurde.

Wenn darüber hinaus die zunehmende 
Fragmentierung die internationale Ordnung 
lähmt und beispielsweise die Mechanismen 
des UN-Sicherheitsrats irrelevant macht, be-
deutet dies auch, dass jede „Schutzmacht“ 
weniger Schlagkraft hat als zuvor. So könnte 
ein Verbündeter der Vereinigten Staaten zwar 
hoffen, dass Washington nach der Aufdeckung 
von Aktivitäten im Zusammenhang mit der 
Proliferation von Nuklearwaffen von strengen 
Sanktionen absehen würde, doch bedeutet 
dies nicht, dass er allen negativen Folgen ent-
gehen könnte. In Asien könnten beispielswei-
se wirtschaftliche Vergeltungsmaßnahmen 
vonseiten Chinas äußerst hart ausfallen. In 
Europa könnte die Proliferation von Nuklear-
waffen zum Zusammenbruch der Europäi-
schen Union als Bündnis führen. Des Weiteren 
hat Russland den Kampf gegen die Prolifera-

tion von Nuklearwaffen bereits als Vorwand 
für seinen Angriff auf die Ukraine genutzt und 
könnte auch für einen aufstrebenden Nuklear-
staat eine Bedrohung darstellen. Im Nahen 
Osten könnten das Risiko einer Kettenreaktion 
von Nuklearprogrammen in der Region sowie 
Präventivschläge gegen verdächtige Stand
orte als wirksames Abschreckungsmittel an-
gesehen werden.

Die erweiterte Abschreckung

Die Rolle der Vereinigten Staaten bei der 
Gewährung von Sicherheitsgarantien
Objektiv gesehen sind die Kosten der Prolife-
ration somit weltweit nach wie vor hoch. Im 
Fall einer starken Bedrohung könnten Ent-
scheidungsträger jedoch versucht sein, die-
se Kosten zu minimieren. Deshalb haben die 
Atommächte, insbesondere die Vereinigten 
Staaten, seit dem Kalten Krieg Anreize für die 
Beibehaltung des Status als NNWS geschaf-
fen. Die erweiterte Abschreckung der USA wird 
immer wieder als das wirksamste Instrument 
der Nonproliferation bezeichnet. Innerhalb 
der NATO gelten der Einsatz von US-Systemen 
in Europa oder die Schaffung von Konsulta-
tionsmechanismen als unerlässlich, um die 
Verbündeten zu beruhigen und sie von der 
Entwicklung eigener nationaler Nuklearpro-
gramme abzuhalten. Die Bemühungen der 
Biden-Regierung, auf Südkorea entsprechend 
Einfluss zu nehmen, beispielsweise durch die 
Einrichtung des Beratungsgremiums Nuclear 
Consultative Group und die Ankündigung neu-
er gemeinsamer Übungen im Jahr 2023, folg-
ten derselben Logik. 

Donald Trump hat diese Beziehung sowohl 
während seiner ersten als auch während sei-
ner zweiten Amtszeit beschädigt, indem er das 
Prinzip der Solidarität gegenüber Verbündeten, 
denen er und sein Team wenig Respekt ent-
gegenbrachten, herabgesetzt und rein trans
aktionale Beziehungen gefördert, einen en-
geren und nationalistischen Ansatz bevorzugt 
und deutlich gemacht hat, dass strategische In-
teressen möglicherweise nicht geteilt werden.

Allerdings hat kein Mitglied der Regierung 
die Wirksamkeit der bestehenden Mechanis-
men der erweiterten Abschreckung tatsäch-
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lich infrage gestellt. US-Unterstaatssekretär für 
Verteidigungspolitik Elbridge Colby hat sogar 
ausdrücklich bestätigt, dass diese weiterhin 
funktionsfähig sind.17 Sowohl in Asien als auch 
in Europa investieren die Verbündeten weiter-
hin in die Stärkung der Glaubwürdigkeit der 
nuklearen Garantien der USA. Selbst wenn die 
Verbindung beschädigt wurde und das Ver-
trauen geschwächt ist, bleibt die Aussicht, den 
nuklearen Schutz eines so starken Verbünde-
ten wie Washington endgültig zu kappen, um 
eigene nationale Kapazitäten zu entwickeln, 
für die große Mehrheit der Entscheidungsträ-
ger unattraktiv.18

„Vorgelagerte Abschreckung“: Ein Instrument 
zur Eindämmung der Proliferation in Europa?
Interessanterweise hat der französische Präsi-
dent Macron in seiner Rede im Jahr 2026 den 
US-amerikanischen Ansatz, die erweiterte Ab-
schreckung als Instrument der Nonprolifera-
tion darzustellen, befürwortet. So erklärte er: 
„Der von uns vorgeschlagene Ansatz der vor-
gelagerten Abschreckung führt nicht zu einer 
Eskalation, und da er das Sicherheitsgefühl 
in Europa stärkt, bietet er erhebliche Vorteile 

für die Abwehr potenzieller künftiger Prolife-
rationsrisiken auf unserem Kontinent.“19 Nach 
französischer Auffassung stellt eine Abschre-
ckungsstrategie mit europäischer Dimension 
ein glaubwürdigeres Instrument dar, um po-
tenzielle Gegner abzuschrecken und den eu-
ropäischen Ländern eine bessere Position im 
Machtgleichgewicht zu verschaffen. Die Idee 
dahinter ist, dass verschiedene Partner durch 
die Bündelung ihrer Ressourcen zur europäi-
schen Sicherheit beitragen können: Für Frank-
reich und das Vereinigte Königreich sind die 
Nuklearstreitkräfte ein wichtiger Aktivposten, 
während für andere Länder konventionelle Ka-
pazitäten eine große Rolle spielen. Diese Vision 
einer verteilten Abschreckung lässt Nuklear-
waffenprogramme für die allgemeine regio-

nale Sicherheit als schädlich erscheinen. Der 
Vorstoß Frankreichs wurde von den Partnern 
allgemein begrüßt, insbesondere von den 
Ländern, die der Präsident ausdrücklich als 
Partner bei der Zusammenarbeit mit Paris in 
dieser Frage nannte: das Vereinigte Königreich, 
Deutschland, Polen, die Niederlande, Belgien, 
Griechenland, Schweden und Dänemark. Den-
noch bestehen weiterhin Zweifel an der Glaub-
würdigkeit dieser Vorschläge, und für einige 
Sicherheitsexperten und politische Entschei-
dungsträger werden sie nie weit genug gehen. 
Deshalb wird das Argument, ein Land solle 
für das eigene Überleben ausschließlich auf 
sich selbst angewiesen sein – ein Argument, 
das ironischerweise in den 1960er-Jahren von 
Frankreich selbst vorgebracht wurde – weiter-
hin Anhänger finden, solange das Bedrohungs-
niveau so hoch bleibt.

*      *
*

Geopolitische Spannungen, die Ausweitung 
von Konflikten sowie eine zunehmende Ab-
hängigkeit von Nuklearwaffen führen in vielen 
Ländern zu einer erneuten Debatte darüber, 
ob die Entwicklung nationaler Nuklearpro-
gramme wünschenswert ist. Diese Staaten 
haben bisher davon abgesehen, solche Pro-
gramme auf den Weg zu bringen, vor allem 
aus Respekt vor der Nonproliferationsnorm, 
aus Angst vor den wirtschaftlichen sowie 
politischen Folgen und um die erweiterte 
Abschreckung aufrechtzuerhalten. Die jüngs-
te Einschätzung Frankreichs, seine Nuklear-
politik könne dazu beitragen, die Anreize zur 
Einhaltung des NVV innerhalb Europas zu ver-
stärken, untermauert diese Logik. Letztendlich 
stützen sich Entscheidungsträger auf eine Kos-
ten-Nutzen-Analyse, die auf ihrer Bedrohungs-
wahrnehmung und ihrem Kostenverständnis 
fußt. Hierbei ist stets zu berücksichtigen, dass 
individuelle Entscheidungen weltweite Aus-
wirkungen haben; die Entscheidung, Nuklear-
waffen für eigene Zwecke zu entwickeln, könn-
te einer Welle der Proliferation den Weg ebnen 
und ihre Sicherheit langfristig beeinträchti-
gen. Diese Argumentation, die bereits 1968 zur 
Verabschiedung des NVV führte, ist auch heute 
noch grundlegend fundiert. 

Nach französischer Auffassung stellt eine 

Abschreckungsstrategie mit europäischer 

Dimension ein glaubwürdigeres Instrument  
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